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vom 10. Juni 2025 

1. Ausgangslage 

Die Kantone gewähren gemäss Art. 65 des Bundesgesetzes über die Krankenversiche-
rung (KVG; SR 832.10) den Versicherten in bescheidenen wirtschaftlichen Verhältnis-
sen Prämienverbilligungen. Das System zur Ermittlung und Auszahlung der Individuel-
len Prämienverbilligung (IPV) wurde im Kanton Thurgau seit der Einführung im Jahr 
1997 verschiedentlich angepasst. In der politischen Diskussion sind regelmässig An-
passungen beim Kreis der Bezugsberechtigten und die Verfeinerung der Abstufung der 
IPV nach Einkommens- und Vermögensverhältnissen gefordert worden. 

Die Bemessungsgrundlagen zur IPV-Berechtigung von Erwachsenen sind seit 2006 und 
diejenigen der Kinder seit 2020 nicht mehr angepasst worden. Dies hat zur Folge, dass 
der Kreis der Bezugsberechtigten seit einigen Jahren stagniert und die IPV-Ansätze 
übermässig ansteigen. Die Umsetzung der bundesrechtlichen Vorgabe, dass allen Per-
sonen in bescheidenen wirtschaftlichen Verhältnissen eine IPV gewährt werden soll, ist 
durch die starre Bemessungsgrundlage zunehmend gefährdet. Die Anpassung der Be-
messungsgrundlagen erfordert keine komplexe IT-Anpassungen, da nur vier Zahlen an-
zupassen sind. Der Regierungsrat hat mit RRB Nr. 213 vom 8. April 2025 u.a. das Pro-
jekt „Revision TG KVG: Bemessungsgrundlagen“ in Auftrag gegeben. 

2. Anpassung der kantonalen Gesetzgebung 

Das Krankenversicherungsgesetz (TG KVG; RB 832.1) und die Krankenversicherungs-
verordnung (TG KVV; RB 832.10) stellen die kantonalen Vollzugserlasse zum eidge-
nössischen KVG dar. Gemäss § 5 TG KVG entsteht ein abgestufter Anspruch für Er-
wachsene, wenn die einfache satzbestimmende Steuer den Betrag von Fr. 400, Fr. 600 
oder Fr. 800 nicht übersteigt. Bei Kindern beträgt die Grenze Fr. 1'600. Wird ein steuer-
bares Vermögen ausgewiesen, wird keine IPV entrichtet. Der IPV-Ansatz für Kinder be-
trägt 80 % der jährlich vom Eidgenössischen Departement des Innern (EDI) festgeleg-
ten Durchschnittsprämie für Kinder (§ 5 Abs. 4 TG KVG i.V.m. Art. 65 Abs. 1bis KVG). 
Um den Bezügerkreis zu erweitern, ist eine Anpassung von § 5 TG KVG notwendig. Der 
Bezügerkreis soll signifikant erweitert werden, ohne die IPV-Ansätze übermässig zu re-
duzieren. Die IPV-Gesamtsumme soll gleichbleiben. 
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Basierend auf den Steuerdaten 2021 und den IPV-Ansätzen 2025 hat die Arbeitsgruppe 
KVG (ArG KVG) die folgenden Varianten erarbeitet und evaluiert:  
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Die ArG KVG hat sich an der Sitzung vom 10. März 2025 einstimmig für die Umsetzung 
der Variante C ausgesprochen, weil damit der Bezügerkreis maximal erweitert wird. 
Dies ist insbesondere ein Vorteil, weil die Bemessungsgrundlage absehbar einige Jahre 
bestehen wird, da für eine Anpassung wiederum eine Gesetzesanpassung erforderlich 
wäre. Der Steuerungsausschuss sprach sich an der Sitzung vom 7. Mai 2025 ebenfalls 
einstimmig für Variante C aus.  

3. Finanzielle Auswirkungen 

Die Erweiterung des Bezügerkreises soll gemeinsam mit einer Senkung der IPV-An-
sätze budgetneutral erfolgen. Es ist zu beachten, dass der Kantons- und Gemeindean-
teil zwei Jahre nach Inkraftsetzung von Art. 65 Abs. 1ter bis Abs. 1octies KVG erhöht wer-
den muss und dadurch die IPV-Gesamtsumme deutlich ansteigen wird. Damit steigen 
die IPV-Ansätze ab dem Jahr 2028, spätestens 2029 wieder massgeblich. 
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Durch die höhere Anzahl von Bezugsberechtigten erhöht sich der administrative Auf-
wand für die Politischen Gemeinden und insbesondere für die Ausgleichskasse des 
Kantons Thurgau als kantonale Durchführungsstelle nach § 2 Abs. 4 TG KVV. Dies hat 
marginal erhöhte Verwaltungskosten zur Folge. 

4. Erläuterungen zu den einzelnen Bestimmungen 

§ 5 Abs. 1 

Die Bemessungsgrundlagen für erwachsene versicherte Personen werden nach Mass-
gabe der einfachen satzbestimmenden Steuer zu 100 % wie folgt erhöht: 

– bis zum Steuerbetrag von Fr. 600:  100 % 

– bis zum Steuerbetrag von Fr. 900:    75 % 

– bis zum Steuerbetrag von Fr. 1'200:    50 % 

§ 5 Abs. 4 

Die Prämienverbilligungen für versicherte Kindern werden nach Massgabe der einfa-
chen satzbestimmenden Steuer zu 100 % der Eltern ausgerichtet. Die Höhe der Prämi-
enverbilligung beträgt 80 % der jährlich vom EDI festgelegten Durchschnittsprämie für 
Kinder. Die Bemessungsgrundlage wird wie folgt erhöht: 

– bis zu einem Steuerbetrag von Fr. 2'400 

5. Inkraftsetzung der Teilrevision 

Die Änderung soll auf einen durch den Regierungsrat zu bestimmender Zeitpunkt in 
Kraft treten, voraussichtlich per 1. Januar 2027. 


	1. Ausgangslage
	2. Anpassung der kantonalen Gesetzgebung
	3. Finanzielle Auswirkungen
	4. Erläuterungen zu den einzelnen Bestimmungen
	– bis zum Steuerbetrag von Fr. 600:  100 %
	– bis zum Steuerbetrag von Fr. 900:    75 %
	– bis zum Steuerbetrag von Fr. 1'200:    50 %
	– bis zu einem Steuerbetrag von Fr. 2'400

	5. Inkraftsetzung der Teilrevision

